Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2408 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Juli 1971 

1/4 (IV/1) - 680 70 -E- Be 17/17 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der 

Europäischen Atomgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden. 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 23. Juni 1971 dem Herrn 
Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 
Der Zeitpunkt der Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht 
abzusehen, üblicherweise verzichten bei derartigen Vorlagen 
die Mitgliedstaaten, in denen die Verordnung nicht zur Anwen- 
dung kommt, auf eine eigene Stellungnahme und schließen sich 
der Haltung des betroffenen Staates an. 


Brandt 


Drude: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Übersetzung 


Schreiben; 


vom: 


der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von Herrn Vize- 
präsidenten Wilhelm Haferkamp 

23. Juni 1971 


an: den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 

betrifft: Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Regelung der Bezüge 

und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden 


Herr Präsident! 

In der Verordnung Nr. 10/63 (Euratom) des Rates 
zur Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit 
der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Forschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet 
werden, zuletzt geändert durch die Verordnung Nr. 
233/71 des Rates, heißt es in Artikel 16 Absatz 1: 

„(1) Die in der Tabelle im Anhang festgesetzten Be- 
züge werden erhöht oder gekürzt, wenn der all- 
gemeine Einzelhandelspreisindex des König- 
reichs Belgien im Vergleich zu der Indexzahl, 
die für die vorhergehende Erhöhung oder Kür- 
zung maßgebend war, um 2,75 Punkte steigt 
oder fällt. Die genannten Bezüge werden jeweils 
um 2,28 V. H. erhöht oder gekürzt. 

Die Erhöhung oder Kürzung erfolgt mit Beginn 
des zweiten Monats nach Ablauf von zwei auf- 
einanderfolgenden Monaten, innerhalb deren 
der Index die Zahl erreicht hat, die eine Ände- 
rung rechtfertigt. Der in Betracht kommende 
Bezugsindex beträgt 121 Punkte. 

Die Erhöhung gilt als gewährt, wenn der Rat 
binnen sechs Wochen, nachdem die Kommission 
ihn hiermit befaßt hat, nicht entschieden hat." 

Es ist festgestellt worden, daß der Einzelhandels- 
preisindex des Königreichs Belgien (siehe Anlage A) 
im Vergleich zu der Indexzahl, die für die vorher- 
gehende Erhöhung maßgebend war, um 2,75 Punkte 
gestiegen ist, so daß die Voraussetzungen für den 
Vorschlag einer Erhöhung der Bezüge der in Belgien 
dienstlich verwendeten Atomanlagenbediensteten 
vom 1. Mai 1971 an erfüllt sind. Die entsprechend 
erhöhten monatlichen Grundbezüge sind in Anlage B 
angegeben. 


Da jedoch die belgischen Behörden im Rahmen 
einer Reihe von Maßnahmen zur Durchführung eines 
Sozialprogramms zugunsten der Bediensteten des 
öffentlichen Dienstes beschlossen haben, den Aus- 
wirkungen der Preisindexschwankungen auf die 
Löhne und Gehälter einen Monat früher Rechnung 
zu tragen und somit die Erhöhung für den 1. April 
1971 vorzusehen, wird vorgeschlagen, daß die Er- 
höhung der Bezüge für die betreffenden Atomanla- 
genbediensteten ebenfalls auf den 1. April 1971 fest- 
gelegt wird. 

Diese Erhöhung in Abweichung von dem oben 
zitierten Artikel 16 erfordert allerdings eine Anpas- 
sung dieses Artikels. Damit jedoch nicht jedesmal 
darauf zurückgegriffen werden muß, wenn die ein- 
zelstaatlichen Behörden von den Regeln, die die 
Löhne und Gehälter an den Lebenshaltungskosten- 
index binden, abweichen, sollte die neue Bestim- 
mung einen allgemeinen Charakter behalten, um 
automatisch bei jeder abweichenden Maßnahme der 
einzelstaatlidhen Behörden anwendbar zu sein. Ge- 
mäß Artikel 16 Absatz 3 Unterabsatz 1 ist natürlich 
weiterhin jede Erhöhung von der Zustimmung des 
Rates abhängig. 

Die Ausgaben für die Anhebung der Bezüge auf- 
grund der gestiegenen Lebenshaltungskosten belau- 
fen sich auf 4000 RE für das Haushaltsjahr 1971. 

Die Kommission würde es begrüßen, wenn der Rat 
so bald wie möglich einen entsprechenden Beschluß 
fassen könnte. 

(Schlußformel) 

gez. Wilhelm Haferkamp 
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Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und sozialen Sicherheit 
der Atomanlaaenbediensteten der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften^), insbesondere auf Artikel 4 Ab- 
satz 2 und die Artikel 94 und 95 der Beschäftigungs- 
bedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 10/'63/Euratom 
des Rates vom 18. Dezember 196v3 zur Regelung der 
Bezüge und sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in Belgien dienstlich verwendet werden-), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (Euratom) Nr. 
233/71 vom 1. Februar 1971 •^), insbesondere auf 
Artikel 16, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, auf 
Vorschlag der Kommission unter Zugrundelegung 
der örtlichen Gepflogenheiten die Regelung der Be- 
züge der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsa- 
men Kernforschungsstelle für jeden Ort der dienst- 
lichen Verwendung festzulegen, 

in Anbetracht des Beschlusses der belgischen Be- 
hörden, den Auswirkungen der Preisindexschwan- 


kungen auf die Löhne und Gehälter einen Monat 
früher Rechnung zu Tragen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 10/63/Eur- 
atom wird durch einen weiteren Absatz mit folgen- 
dem Wortlaut ergänzt, der zwischen Absatz 2 und 
Absatz 3 einzufügen ist: 

„Die Erhöhung oder Kürzung darf jedoch nicht zu 
einem anderen als dem von den belgischen Behörden 
für die Erhöhung oder Kürzung der an den allge- 
meinen Einzelhandelspreisindex des Königreichs 
Belgien gebundene Bezüge des belgischen Personals 
festgesetzten Zeitpunkt wirksam werden." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2992/3 
'0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 28/1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage A 


Entwicklung des allgemeinen Einzelhandels- 
preisindex im Königreich Belgien 


Zugrunde gelegter Bezugsindex == 121 

Bezugsindex, der für die vorhergehende Erhöhung 
maßgebend war : 148,50 

Bezugsindex, der für den vorliegenden Antrag auf 
Erhöhung maßgebend ist : 151,25 


Januar 

145,75 

1971 Januar 

150,44 

Februar 

146,20 

Februar 

151,62 

März 

147,04 

März 

152,26 

April 

147,60 



Mai 

147,62 



Juni 

147,67 



Juli 

148,44 



August 

148,75 



September 

148,71 



Oktober 

148,97 



November 

149,41 



Dezember 

149,66 
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Ab 1. April 1971 anwendbare Bezüge zu 127,06 ®/o 

Bezugsindex: 151,25 


Anlage B 

Klasse I 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Gruppe 1 

18716 

19 820 

20 936 

22 063 

23 191 

24 317 

25 444 

26 571 

27 698 

Gruppe 2 

16 377 

17 266 

18 163 

19 062 

19 960 

20 868 

21 784 

22 701 

23 617 

Gruppe 3 

14 326 

15 078 

15 830 

16 583 

17 335 

18 095 

18 854 

19 614 

20 374 

Gruppe 4 

12 823 

13 506 

14 190 

14 874 

15 557 

16 241 

16 924 

17611 

18 302 

Gruppe 5 

11 456 

12 002 

12 548 

13 095 

13 641 

14 188 

14 734 

15 280 

15 827 


Klasse II 

Gruppe 1 

14 326 

15 078 

15 830 

16 583 

17 335 

18 095 

18 854 

19614 

20 274 

Gruppe 2 

12 823 

13 506 

14 190 

14 874 

15 557 

16 241 

16 924 

17611 

18 302 

Gruppe 3 

11 456 

12 002 

12 548 

13 095 

13 641 

14 188 

14 734 

15 280 

15 827 

Gruppe 4 

9813 

10 223 

10 634 

11 044 

11 454 

11 865 

12 275 

12 686 

13 096 
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